
Stiftung als Instrumentder Unternehmens-/Vermögensnachfolge

Grundmodell:„Klassische Stiftung“

Stiftungen bieten dieMöglichkeiteiner strikten
Trennungzwischen Inhaberschaft, Entscheidungs-
kompetenzen undBegünstigung imHinblickauf große
Vermögen.

Als selbständige Trägervon Vermögenswerten hatdie
Stiftung keine Inhaber,welche über die Verwaltungdes
Vermögens entscheiden könnten.Dies obliegt alleine
denOrganen der Stiftung, v.a.demVorstand undeinem
(optionalen)Beirat. DieBesetzung dieser Organe wird
inder Stiftungssatzungfestgelegt.

Die Stiftungssatzung regeltdaneben vor allemden
Stiftungszweck: Diesen kannder Stifter grds.frei
festlegen.Er ist fürdie Entscheidungen der Stiftungs-
organe (Vorstand,Beirat) zwingende Grundlageund
Grenze.Je nach Formulierungdes Stiftungszweckes
bestimmt sich, obeine sog. gemeinnützige(öffent-
liche) oder privatnützige(private)Stiftung gegeben
ist.Umfassende steuerliche Privilegien (weitgehende
Steuerfreiheit) genießen vor allemdie gemeinnützigen
Stiftungen.

Die klassische gemeinnützigeStiftung dientder
Förderungdes Allgemeinwohls,z.B.Jugendförderung,
Kulturförderung,Sozialprojekte etc. Die Anerkennung
der Gemeinnützigkeitdes Stiftungszweckes bestimmt
sich nach den allgemeinen Regelungen der§§52 ff.
AO (Musterformulierungfürdie Satzung in Anlage 1 zu
§60AO).

PrivatnützigeStiftungen dienen der Versorgung
privaterPersonen. Diese kommenmeist inForm der
sog. „Familienstiftung“vor,deren Begünstigte (sog.
Destinatäre) v.a.nahe Angehörigedes Stifters sind
(ggfs.neben derPerson des Stifters selber; eine aus-
schließliche Selbstbegünstigungnurdes Stifters wäre
jedoch Fall unzulässig).

Allerdingsist es auch gemeinnützigenStiftungen
gestattet, ohne Verlust ihrersteuerlichen Privilegien
bis zuein DrittelihrerErträge fürdie Versorgungnaher
Angehörigerdes Stifters zuverwenden.

Der Stiftungszweck ist grds.ausschließlich ausden
Erträgen der Stiftung zufinanzieren.Das Stiftungs-
vermögen (sog.Stiftungsgrundstock) muss grds. in
seinemWert dauerhaft erhaltenbleiben (Vermögens-
umschichtungen sind jenach Ausgestaltungder
Stiftungssatzung erlaubt).

Eine Stiftung kannvomStifter entweder zuseinen
Lebzeiten oder imRahmen einer Verfügungvon Todes
wegen (Testament)erst nach demToddes Stifters
errichtet werden.Möglich istauch eine sog.Stufen-
gründung,wobei zuLebzeiten nurein geringerer Teil
des Vermögens übertragenaufeine neuerrichtete
wirdunddannmitdem Toddes Stifters das restliche
Vermögendes Stifters per Testamentder Stiftung
zugewendet wird.

Der Stifter errichtet eine rechtlichselbständige
Stiftung undüberträgt (unwiderruflich)auf diese
bestimmte Vermögenswerte (Unternehmen, Immo-
bilien,Bargeld, Beteiligungen etc.).Er bestimmt inder
Stiftungssatzung zumindest(a)Namen undSitz der
Stiftung (b)die vermögensmäßige Ausstattungder
Stiftung (c) den Zweck der Stiftung und(d)die Organe
der Stiftung (Vorstand).Der Vorstand ist fürdie Ver-
waltungdes Vermögens undVerteilungder Erträge

verantwortlich.Die Erträge müssen ausreichen,um
den vomStifter bestimmtenStiftungszweck ohne
Zuhilfenahmedes Vermögensgrundstockes der Stif-
tung zuerfüllen.

Besteht das Stiftungsvermögen imWesentlichen aus
einemUnternehmen,welches von der Stiftung fortge-
führtwird,spricht man von einer sog.Unternehmen-
stiftung (inder Praxis zunehmendseltener).Werden
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Beteiligungen an Unternehmen-oder Holdinggesell-
schaften auf dieStiftung übertragen,spricht manvon
einer sog.unternehmensverbundenenStiftung (auch
„Beteiligungsstiftung“).Der Unterschied liegthier in
denKompetenzendes Stiftungsvorstandes: Bei der

Unternehmensstiftungwerdendie operativenEnt-
scheidungen imUnternehmendurchden Stiftungs-
vorstand getroffen.Bei der Beteiligungsstiftung
beschränken sich die Stiftung unddamitdie Kompe-
tenzendes Vorstandes auf ihreHolding-Funktion.

Sog. Doppelstiftung

Wegen der unterschiedlichensteuerlichen Privile-
gienundZulässigkeitder Begünstigung vonnahen
Angehörigendes Stifters wirdteilweisedas (unterneh-
merische) Vermögen auf zweiStiftungen mitunter-
schiedlichen Zwecken übertragen:Einen Teilerhält
eine klassische Familienstiftung,den andereneine ge-
meinnützigeStiftung. Hierzumuss das einzubringende
Vermögen inForm einer Gesellschaft (i.d.R.GmbH)

als „Übertragungsvehikel“organisiert sein,so dass
hierentsprechende Geschäftsanteile vorhandenund
übertragbar sind.Der (privatnützigen)Familienstiftung
stehen inderartigen Konstellationendie Mehrzahlder
Stimmrechte, jedoch eingeringererKapitalanteilan
der Holdinggesellschaft zu,währendder gemeinnüt-
zigenStiftung geringeStimmrechte aber einhoher
Kapitalanteilan derHoldinggesellschaft zustehen.

Stiftung &Co. KG DieRechtsform derStiftung &Co.KG ist ebenfalls ein
beliebtes Instrumentder langfristigenVermögens-
sicherung.Der Sache handeltes sich umeine
Kommanditgesellschaft,beiwelcher dieGeschäfts-
führungundVertretung alleine inder Hand des
Stiftungsvorstandes liegen.Die Familiedes Stifters
ist lediglich kapital-undertragsmäßig am Vermögen
der Kommanditgesellschaft beteiligt. IhrEinfluss

beschränkt sich jedoch aufbloße Kontroll-und Infor-
mationsrechtegegenüber demStiftungsvorstand.
Die Komplementär-Stiftungmuss aber neben ihrer
Funktionals Geschäftsführungs-und Vertretungsorg-
anhinausauch eineneigenen Stiftungszweck erfüllen,
weshalb ihrauch einKapitalanteilundErträge aus dem
Unternehmen zustehenmüssen.Die konkreteAusge-
staltung ist inder Praxis so freiwie vielfältig.

Steuerliche Aspekte:

Grundsätzlich sind sowohldie Übertragung von Ver-
mögenswerten aufeine Stiftung alsauch die laufenden
Erträge der Stiftungnach denallgemeinenBestim-
mungensteuerpflichtig.Vergünstigungenbestehen
vor allemfürgemeinnützigeStiftungen undbei der
Einbringungvon Betriebsvermögen ineine Stiftung.

Stiftungen, welche die Vorgabender §§51ffAO
erfüllen unddamitals gemeinnütziganerkannt sind,
sindnach §5 Abs.1 Ziffer9 KStG weitgehendvon der
Körperschaftsteuer befreit.Ebenso ist dieÜbertra-
gungvon Vermögensgegenständen aufdie Stiftung
nach §13 Abs.1 Ziff.16 lit.b ErbStG steuerfrei möglich.

Familienstiftungenunterliegender vollenBesteue-
rung:Erträge sind nach §1 Abs.1 Ziff.4 bzw.5 KStG
steuerpflichtig.Die Übertragung vonVermögen aufdie
Stiftung unterliegtnach §7 Abs.1 Ziffer8 ErbStG der

Schenkungsteuer bzw.nach §3 Abs.2 Ziff.1 ErbStG
der Erbschaftsteuer. Soweit einUnternehmenauf
die Stiftung übertragen wird,sind hierallerdingsdie
VergünstigungenfürBetriebsvermögen nach §13a
ErbStG (85% bzw.100%-Verschonung)ebenfalls
anzuwenden.Die Einbringungvon Betriebsvermögen
ist außerdemi.d.R.nach §6 Abs.1 Ziff.4 Satz 5 EStG
steuerneutral möglich(alsoohne Realisierungder sog.
stillenReserven).

Bei der unentgeltlichen EinbringungvonGrundbesitzent-
fälltdie Grunderwerbsteuer i.d.R.nach §3Abs.2 GrEStG.

Nähere Einzelheitender Besteuerung muss ein
Steuerfachkundiger prüfen.

Bitte kontaktierenSie uns,wenn wirIhnenmitweiteren
Erläuterungen behilflichsein können.
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